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Merkblatt 
 

zu § 58 HBeamtVG 
 
(Zusammentreffen mehrerer Versor-
gungsbezüge) 
 
 

Wortlaut des § 58 HBeamtVG  

(1) Erhalten aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst nach Abs. 4 an neuen Versorgungsbezügen 

1. eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestands-
beamter Ruhegehalt oder eine ähnliche Versor-
gung, 

2. eine Witwe, ein Witwer oder eine Waise Witwer-
geld, Witwengeld oder Waisengeld oder eine 
ähnliche Versorgung, 

3. eine Witwe oder ein Witwer Ruhegehalt oder eine 
ähnliche Versorgung, 

4. eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestands-
beamter Witwengeld, Witwergeld oder eine ähnli-
che Versorgung, 

 
so sind neben den neuen Versorgungsbezügen die 
früheren Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen 
der in Abs. 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 
Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der 
früheren Versorgung zurückbleiben. 

 
(2) Als Höchstgrenze gelten in Fällen des Abs. 1  
Satz 1 

1. Nr. 1 das Ruhegehalt, das sich unter Zugrunde-
legung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 
das frühere Ruhegehalt berechnet, ergibt, 

2. Nr. 2 das Witwengeld, Witwergeld oder Waisen-
geld, das sich aus dem Ruhegehalt nach Nr. 1 
ergibt, 

3. Nr. 3 und 4 71,75 %, in den Fällen des § 41 
75 %, in den Fällen des § 42 80 % der ruhegeh-
altfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe, aus der sich das dem Wit-
wengeld oder Witwergeld zugrunde liegende Ru-
hegehalt bemisst. 

 
Die Höchstgrenze erhöht sich um den Unter-
schiedsbetrag nach § 55 Abs. 1. Ist bei einem an 
der Ruhensregelung nach Abs. 1 beteiligten Ver-
sorgungsbezug das Ruhegehalt oder das dem Wit-
wengeld oder Witwergeld zugrunde liegende Ruhe-
gehalt um einen Versorgungsabschlag gemindert 
oder um einen Versorgungsaufschlag erhöht, ist 
dies bei der Berechnung der Höchstgrenze entspre-
chend zu berücksichtigen. 
 

(3) Im Falle des Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 oder 4 ist min-
destens ein Betrag in Höhe von 20 % des Witwen-
geldes oder Witwergeldes zu belassen. 
 
(4) Verwendung im öffentlichen Dienst ist jede Be-
schäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des deutschen öffentlichen 
Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die 
Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaften oder ihren Verbänden. Der Verwen-
dung im öffentlichen Dienst steht gleich die Ver-
wendung im öffentlichen Dienst einer zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an der 
eine Körperschaft oder ein Verband im Sinne des 
Satz 1 durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüs-
sen oder in anderer Weise beteiligt ist. Ob die Vo-
raussetzungen des Satz 1 oder 2 vorliegen, ent-
scheidet auf Antrag der zuständigen Stelle oder der 
oder des Versorgungsberechtigten das für das Be-
amtenversorgungsrecht zuständige Ministerium. 
 
 

Anwendung des jeweiligen Rechts 

Bei der Ermittlung des Höchstgrenzsatzes ist das 
Recht anzuwenden, das bei der Ermittlung des 
Ruhegehaltssatzes zugrunde lag (§ 62 Abs. 8 HBe-
amtVG). 
 
 

Hinweis 

Dieses Merkblatt soll einen allgemeinen Überblick 
über die geltende Rechtslage bieten. Rechtsan-
sprüche können daraus nicht abgeleitet werden. 
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